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Vorwort 

Die vorliegende völkerrechtliche Dissertation geht auf wegweisende Ge-
spräche mit dem Erstberichterstatter,  Herrn Prof.  Dr. Knut Ipsen, zurück. Sie 
entstand im Institut für Internationales Recht der Universität Kiel. Nachdem 
Professor  Ipsen einen Ruf nach Bochum angenommen hatte, wurde das förm-
liche Dissertationsverfahren  mit der mündlichen Prüfung am 14. Februar 1978 
an der Ruhr-Universität Bochum abgeschlossen. Als Zweitberichterstatter stellte 
sich freundlicherweise  Herr Prof.  Dr. Hermann-Wilfried  Bayer zur Verfügung. 
Dekan der Rechtswissenschaftlichen Fakultät war Herr Prof.  Dr. Eberhard 
Schmidt-Aßmann. 

Das Manuskript der Arbeit ist im August 1975 abgeschlossen worden; der 
Zweite Abschnitt wurde im Oktober 1976 überarbeitet. 

Mein bleibender Dank gilt den Herren Dr. Horst Richter von der Deutschen 
UNESCO-Kommission und Dr. Klaus Hagedorn vom Sekretariat der UNESCO 
in Paris; beide halfen mir uneigennützig bei der Beschaffung  von Dokumenten-
ihnen verdanke ich es, wenn ich im Rahmen eines mehrmonatigen Praktikums 
in Paris einen Blick „hinter die Kulissen" der UNESCO werfen konnte. Selbst-
verständlich freue ich mich über die Aufnahme in diese Reihe durch Herrn 
Prof.  Dr. Wilhelm A. Kewenig und über eine großzügige Druckbeihilfe der 
FAZIT-Stiftung, Frankfurt/Main. 

Hamburg, im August 1978 Eberhard Eyl 
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Einleitung 

Untersuchungsgegenstand der Arbeit ist das ordentliche Haushalts- und Fi-
nanzwesen der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft 
und Kultur (UNESCO), also einer Organisation, die gemäß Artikel 57, 63 der 
Charta der Vereinten Nationen als Sonderorganisation der Vereinten Nationen 
bezeichnet wird und von supra-nationalen und nicht-staatlichen Organisationen 
zu unterscheiden ist. Im historischen Abschnitt geht es um die Entwicklung der 
Haushalts- und Finanzkonzeption der UNESCO im Gründungsstadium, im zwei-
ten Abschnitt um die haushalts- und finanzbezogenen Rechtsquellen und im 
dritten Abschnitt um das ordentliche Haushalts- und Finanzplanungsverfahren. 
Letzteres ist Inbegriff  und Ergebnis aller Entscheidungsprozesse, für die eine 
grundsätzliche finanzielle Verantwortlichkeit der Mitglieder der UNESCO be-
steht, im Gegensatz zu Entscheidungsprozessen gegenüber fremd-finanzierten 
Programmen, die von der UNESCO verwaltet, aber nicht finanziert  werden. 

Im ersten Abschnitt wird die Entwicklung der Haushalts-und Finanzkonzep-
tion der UNESCO im Gründungsstadium unter besonderer Betonung der sie 
prägenden Außeneinflüsse gezeigt. Einflüsse sollen dabei in Form von Konzep-
tionen schon bestehender internationaler Organisationen und anhand von 
außen- und machtpolitischen Ambitionen einzelner, an der Gründung beteilig-
ter Staaten verdeutlicht werden. 

Der zweite Abschnitt der Arbeit orientiert sich an der Hypothese der Weiter-
bildung des Völkerrechts durch die Sonderorganisationen der Vereinten Natio-
nen. Es soll beispielhaft untersucht werden, ob dem gegenständlich funktional 
begriffenen  Haushalts- und Finanzplanungsverfahren  ein einheitliches, geschlos-
senes Haushalts- und Finanzrecht entspricht. Erst danach ist die Einordnung in 
Systematisierungsversuche bestehender Kategorien des Internationalen Finanz-
und Währungsrechts vorzunehmen1. Zu diesem Zweck sind die tragenden haus-
halts- und finanzbezogenen Rechtsquellen aufzusuchen, zusammenzustellen 
und in ihren Besonderheiten und Gemeinsamkeiten zu systematisieren. 

Der dritte Abschnitt bringt über die Anwendung und Auslegung jener Rechts-
quellen hinaus eine Darstellung der haushalts- und finanzbezogenen Praxis, die 
je nach Intensität und Spezialität ihrer Rechtsvorschriften  herauszustellen ist. 

Der Praxis der Organe einer internationalen Organisation sowie der an ihr 
beteiligten Mitglieder kommt allgemein eine Rechtsfortbildungsfunktion  zu, 
sei es als Auslegungsmittel oder sei es im Zusammenhang mit dem estoppel-

1 Zu diesbezüglichen Versuchen: Szawlowski (2), S. 314; Weides, S. 11-15; Spiller, 
S.545/555. 
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Prinzip, wonach ein Mitgliedstaat gehindert ist, sich auf eine Interpretation zu 
berufen, die mit seinem Verhalten in der Organisation im Widerspruch steht. 
Dabei kommt, wie der Internationale Gerichtshof (ICJ) ausgeführt  hat, der in-
dividuellen Stimmabgabe einzelner Mitgliedstaaten eine besondere Bedeutung 
zu. Vor diesem Hintergrund erfährt  die besondere Betonung der Praxis ihre 
Rechtfertigung 2. 

Diese Studie zielt auch darauf ab, anhand der Praxis in typisch verfahrensbe-
zogenen Abschnitten die faktische Rolle, Funktion und Einflußbereich der am 
finanziellen Planungsprozeß beteiligten Organe der Organisation und sonstiger 
Beteiligter (Staaten und andere Organisationen) herauszuarbeiten, also gleich-
sam Ansätze zu einer deskriptiven Entscheidungstheorie zu liefern 3. 

Schließlich sollen spezifische Institute des ordentlichen Haushalts- und 
Finanzwesens nicht nur in ihrer normativen Eigenart, sondern auch in ihrem 
finanz- und haushaltspolitischen Gewicht verdeutlicht werden. 

Was die Methode angeht, so wird im ersten Teil der Arbeit im Wege einer 
historisch-soziologischen, vergleichenden Betrachtungsweise eine Vielzahl von 
Faktoren gesammelt und systematisiert, um den vorrechtlichen Raum einer sich 
abzeichnenden Haushalts- und Finanzkonzeption der UNESCO zu erhellen4. 

Der zweite Abschnitt beruht auf einer gemischt deskriptiv-induktiven und 
normativen Methode, um aus dem Phänomen einer sich beschleunigenden 
Rechtsbildung strukturelle Gemeinsamkeiten und Unterschiede hervortreten 
zu lassen. Dies geschieht mit Ausnahme des Unter-Abschnitts „Qualifikation" 
weitgehend in bewußter Abkehr von einem deduktiven Ansatz, der mit vorbe-
lasteten nationalen oder internationalen Systembegriffen  operiert5. 

Der dritte Teil findet in erster Linie seinen Ausgangspunkt in einer normati-
ven Betrachtungsweise, die an die im vorangegangenen Teil gewonnenen Sy-
stemerkenntnisse anküpft und auf traditionelle Mittel der juristischen Interpre-
tation nicht verzichtet. Als Ergänzung oder Korrektur dazu dient die induktiv 
gewonnene Praxis6. 

2 Zur Rechtsprechung internationaler Gerichte vgl. Judgements of the Administrative 
Tribunal of the I .L.O. upon complaints made against the UNESCO, Advisory Opinion of 
23 October 1956, I.C.J. Reports 1956, S. 77, 80; Certain expenses of the United Nations 
(Art . 17, para 2 of the Charta), Advisory Opinion of 20 July 1962, I.C.J. Reports 1962, 
S. 151, 168/169; in der Literatur vgl. Focsaneau, S. 331/332; Müller, S. 244-250. 

3 Vgl. Etzioni, S. 34. 
4 Vgl. zum methodischen Ansatz: Huber; Schindler; Schwarzenberger (1), S. 687; 

Schwarzenberger (2), S. 6636/6637; Schüle, S. 143/144; Simma (1), S. 344; einen guten 
Überblick über weitere Ansätze für das Studium einer internationalen Organisation bietet 
Hoole, S. 360. 

5 Schüle, S. 133; Simma (1), S. 340/341. 
6 Vgl. Menzel, S. 45/46; Schüle, S. 149; Zemanek (3), S. 456. 



Erster  Abschnitt 

Die Entwicklung einer Haushalts- und Finanz-
konzeption der UNESCO im Gründungsstadium 

A. Die Einflüsse bestehender oder in der Entwicklung 
befindlicher Satzungsmodelle internationaler Organisationen auf 

die Diskussionsentwürfe der Konferenz der alliierten Erziehungsminister 
(16.11.1942 -5.12. 1945) 

Der Ursprung des Haushalts- und Finanzwesens der UNESCO findet sich in 
den am 16.11.1942 aufgenommenen Beratungen der Konferenz der alliierten 
Erziehungsminister (Conference of Ministers of Education of the Allied Govern-
ments and French National Committee)1. 

Die Erziehungsminister beziehungsweise deren Stellvertreter aus Belgien, der 
Tschechoslowakei, Griechenland, Holland, Norwegen, Polen, Jugoslawien und 
der Erziehungskommissar des französischen Nationalausschusses beschäftigten 
sich zunächst informell  mit der kulturpädagogischen Aufbauarbeit  in den vom 
II. Weltkrieg zerstörten Ländern der Alliierten und entwickelten einheitliche 
Konventionen für bilaterale Kulturabkommen2. 

Auf der dritten Sitzung am 25. Mai 1943 wurde Luxemburg Mitglied der 
Konferenz 3, die USA und die UdSSR ließen sich durch Beobachter vertreten. 
Auf der 5. Sitzung am 25. Juli 1943 erweiterten Australien, Kanada, Neusee-
land und die Südafrikanische Union die Konferenz als Mitglieder. China, Indien 
und die vier britischen Dominien sandten Beobachter4. 

Nach der Reorganisation der Konferenz im Oktober 1943, die durch eine 
Einladung an alle Mitglieder der Vereinten Nationen und durch die Bildung 
eines Exekutivbüros sichtbar wurde, analysierte ein Unterausschuß Pläne für die 
Gründung einer ständigen, zwischenstaatlichen Erziehungsorganisation. Es han-
delte sich um Entwürfe des Liasion Committee for International Education 
(1943, Harpers Ferry, Virginia), des US Committee of Educational Reconstruc-
tion (1943, New York) und der London International Assembly (1943, Lon-
don)5. 

1 Allied Plan, S. 1 ff.; Kri l l de Capello, S. 251. 
2 Kr i l l de Capello, S. 250;Prop. Ed. Cult. Org., S. 726; Thompson, S. 312. 
3 Cowell, S. 213. 
4 Laves/Thomson, S. 727. 
ς Krill de Capello, S. 252/253; Opocensky, S. 4/5; Thompson, S. 317. 
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